
  
Anwalt für Strafrecht: Unterschlagung

  

Der im Rahmen einer Unterschlagung nach Außen gerichtete Zueignungswille eines Beschuldigten
manifestiert sich nicht, wenn der Beschuldigte kein Verhalten an den Tag legt, das den Schluss zulässt, er
habe die Sache unter Ausschluss des Berechtigten seinem Vermögen einverleibt.

  

Der Bundesgerichtshof befasste sich in seinem Beschluss vom 28. November 2018 (3 StR 440/18) damit,
wann sich ein Zueignungswille im Sinne einer Unterschlagung nach Außen manifestiert. Wegen
Unterschlagung macht sich ein Beschuldigter strafbar, welcher sich eine fremde bewegliche Sache
zueignet. Der Zueignungswille des Beschuldigten muss sich hierbei nach Außen manifestieren. Der
Betroffene in dem, dem Beschluss des BGHs zugrunde liegenden Sachverhalt, übergab dem Beschuldigten
das Mobiltelefon seiner Mutter ohne deren Wissen. Dies behielt der Beschuldigte auch nach wiederholten
Aufforderungen des Stiefvaters des Betroffenen ein. Nach Auffassung des Bundesgerichtshofs
manifestierte sich der Zueignungswille des Beschuldigten nicht nach außen. Der Beschuldigte legte kein
Verhalten an den Tag, das den sicheren Schluss zulässt, der Beschuldigte habe das Gerät unter Ausschluss
des Berechtigten seinem eigenen Vermögen einverleiben wollen. Weder hatte der Beschuldigte den
Standort der Sache verheimlicht, noch die Sache in einer Weise gebraucht, durch die sie erheblich an Wert
verloren hätte.
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